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Gesetzgebung: Bundesregie-
rung bringt zweites Entlas-
tungspaket auf den Weg  
 
Die Folgen der Corona-Pandemie und des 
russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine 
haben erhebliche Auswirkungen auf die 
Bürger in Deutschland. Die Koalitionsfrak-
tionen haben sich daher auf ein Maßnah-
menpaket geeinigt, um Bürger und auch 
Familien zu entlasten. Zwei von drei Maß-
nahmen sollen noch in das bereits laufende 
Gesetzgebungsverfahren zum Steuerent-
lastungsgesetz 2022 eingebracht werden. 
Zu den Maßnahmen im Einzelnen: 
Energiepreispauschale (EPP) 
Allen einkommensteuerpflichtigen Er-
werbstätigen soll einmalig eine EPP in 
Höhe von 300 EUR ausgezahlt werden. An-
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spruch auf die EPP haben Steuerpflichtige 
mit Einkünften aus Gewinneinkunftsarten 
(§ 13, § 15 oder § 18 des Einkommensteu-
ergesetzes) und Arbeitnehmer, die Arbeits-
lohn aus einem gegenwärtigen Dienstver- 
hältnis beziehen und in die Steuerklassen I 
bis V eingereiht sind oder als geringfügig 
Beschäftigte pauschal besteuert werden. 
Kinderbonus 2022 
Zur Abfederung besonderer Härten für Fa-
milien aufgrund gestiegener Energiepreise 
soll im Jahr 2022 ein Kinderbonus gezahlt 
werden. Dazu wird das Kindergeld im Juli 
2022 um einen Einmalbetrag in Höhe von 
100 EUR erhöht. Die Auszahlung soll zeit-
nah zu den Auszahlungsterminen des Kin-
dergelds für den Monat Juli 2022 erfolgen. 
Der Kinderbonus 2022 wird automatisch 
von der zuständigen Familienkasse ausge-
zahlt. Er muss in der Regel nicht beantragt 
werden. Der Kinderbonus 2022 ist bei So-
zialleistungen nicht als Einkommen zu be-
rücksichtigen, d. h. davon profitieren z. B. 
auch Bezieher von SGB II-Leistungen. 
Hinweis: Beide Maßnahmen sollen noch in 
das bereits laufende Gesetzgebungsverfah-
ren zum Steuerentlastungsgesetz 2022 (s. 
NWB Reform Radar) eingebracht werden. 
Befristete Absenkung der Energiesteuer 
Aufgrund der gestiegenen Energiepreise 

sind die Bürger sowie zahlreiche Unterneh-
men verschiedener Branchen durch die 
hohen Kraftstoffpreise besonders belastet. 
Um diese Belastungen abzufedern, sollen 
die Energiesteuersätze für die hauptsäch-
lich im Straßenverkehr verwendeten Kraft-
stoffe befristet für drei Monate auf die 
Höhe der Mindeststeuersätze der EU-Ener-
giesteuerrichtlinie (Richtlinie 2003/96/EG 
des Rates vom 27.10.2003 zur Restruktu-
rierung der gemeinschaftlichen Rahmen-
vorschriften zur Besteuerung von Energie- 
erzeugnissen und elektrischem Strom) ab-
gesenkt werden. 
Die befristete Absenkung der Energie-
steuer auf das europäische Mindestmaß 
wirkt sich im Einzelnen wie folgt aus: Für 
Benzin reduziert sich der Steuersatz um 
29,55 ct/Liter, für Dieselkraftstoff um 14,04 
ct/Liter, für Erdgas (CNG/LNG) um 4,54 
EUR/MWh (entspricht ca. 6,16 ct/kg) und 
für Flüssiggas (LPG) um 238,94 EUR/1.000 
kg (entspricht ca. 12,66 ct/Liter). 
Die Energiesteuer ist eine Verbrauchsteuer, 
die in der Regel in voller Höhe von den End-
verbrauchern getragen wird. Die tempo-
räre Absenkung des Steuersatzes ermög- 
licht es den Energieversorgern, die Steuer-
senkung vollständig an die Endverbraucher 
weiterzugeben. 
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Aktuelles: Ukraine-Krieg -
Hilfe für betroffene Unter-
nehmen (BMF) 
 
Die ersten beiden von der Bundesregierung 
am 8.4.2022 beschlossenen staatlichen Hil-
fen laufen an: die Erweiterungen bei den 
Bund-Länder-Bürgschaftsprogrammen so-
wie das „KfW-Sonderprogramm UBR 2022” 
zur kurzfristigen Sicherung der Liquidität 
für vom Ukraine-Krieg nachweislich betrof-
fene Unternehmen. 
Hintergrund: Das Kriegsgeschehen in der 
Ukraine hat spürbare Auswirkungen auf 
deutsche Unternehmen. Stark gestiegene 
Energiepreise stellen für viele Unterneh-
men eine Belastung dar. Auch die Sanktio-
nen wirken sich auf die wirtschaftliche 
Situation der Unternehmen in Deutschland 
aus. Für die vom Krieg besonders betroffe-
nen Unternehmen hatten Bundeswirt-
schafts- und Klimaschutzminister Robert 
Habeck und Bundesfinanzminister Chris-
tian Lindner bereits am 8.4.2022 ein um-
fassendes Maßnahmenpaket vorgestellt. 
Die ersten beiden Programme sind nun 
startklar. 
 
1. Wesentliche Eckpunkte zu den Groß-
bürgschaftsprogrammen (Anträge kön-
nen seit dem 29.4.2022 gestellt werden) 
Wer wird gefördert? 
Unternehmen ab 20 Mio. Euro Bürg-
schaftsbedarf in strukturschwachen Regio-
nen und ab 50 Mio. Euro Bürgschafts- 
bedarf außerhalb strukturschwacher Re-
gionen. 
Was kann verbürgt werden? 
Es können Betriebsmittel- und Investitions-
kredite verbürgt werden. Die Bürgschafts-
quote beträgt in der Regel 80%, in be- 
sonders betroffenen Einzelfällen bis zu 
90%. 
Welche Zugangsvoraussetzungen gelten? 
Nachgewiesene Betroffenheit, die aus den 
Sanktionen gegenüber Russland und Bela-
rus oder den Kriegshandlungen in der 
Ukraine resultieren, bspw. durch 
• Umsatzrückgang durch weggebrochenen 

Absatzmarkt 
• nachgewiesene Produktionsausfälle in 

den Ländern Ukraine, Belarus und Russland 

• nachgewiesene Produktionsausfälle auf-
grund fehlender Rohstoffe und Vorpro-
dukte 

• Schließung von Produktionsstätten in 
Russland, Ukraine oder Belarus 

• besonders hohe Betroffenheit durch die 
gestiegenen Energiekosten (Energiekos-
tenanteil mindestens 3% vom Jahresum-
satz 2021). 

Programmbefristung: 
Das erweiterte Großbürgschaftsprogramm 
ist gemäß befristetem Krisenrahmen der 
Europäischen Kommission für staatliche 
Beihilfen („Temporary-Crisis-Framework“) 
bis zum 31.12.2022 befristet. 
 
2. Wesentliche Eckpunkte des KfW-Son-
derprogramms UBR (voraussichtlicher 
Start: 9.5.2022) 
KfW-Kreditprogramm mit zwei Programm-
komponenten: 
• eine für Kredite im Standardverfahren 

über Hausbanken bis zu einem Kreditbe-
trag von 100 Mio. Euro, 

• eine für individuelle, großvolumige Kon-
sortialfinanzierungen. 

Wer wird gefördert? 
Kleine, mittelständische und große Unter-
nehmen ohne Umsatzgrößenbeschrän-
kung. 
Was wird gefördert? 
Investitions- und Betriebsmittelkredite. Die 
KfW gewährt den Hausbanken eine 
• 80%ige Haftungsfreistellung für Kredite 

an mittelständische Unternehmen (bis 
max. 500 Mio. EUR Jahresumsatz) und 

• 70%ige Haftungsfreistellung für Kredite 
an große Unternehmen. 

Hierdurch wird die Kreditvergabebereit-
schaft der Banken erhöht. 
Welche Zugangsvoraussetzungen gelten? 
Nachgewiesene Betroffenheit, die aus den 
Sanktionen gegenüber Russland und Bela-
rus oder den Kriegshandlungen in der 
Ukraine resultieren durch 
• Umsatzrückgang durch weggebrochenen 

Absatzmarkt, 
• nachgewiesene Produktionsausfälle in den 

Ländern Ukraine, Belarus und Russland, 
• nachgewiesene Produktionsausfälle auf-

grund fehlender Rohstoffe und Vorpro-
dukte, 

• Schließung von Produktionsstätten in 

Russland, der Ukraine oder Belarus, 
• besonders hohe Betroffenheit durch die 

gestiegenen Energiekosten (Energiekos-
tenanteil mindestens 3% vom Jahresum-
satz 2021). 

Welche Konditionen gelten? 
Kredite mit folgenden Eigenschaften: 
• max. 6 Jahre Laufzeit, 
• bis zu 2 tilgungsfreie Anlaufjahre, 
• sechs Jahre Zinsbindung. 
Vergünstigter Zinssatz im Standardverfah-
ren in Abhängigkeit von der Bonität des 
Unternehmens, der Besicherung des Kre-
dits und der Refinanzierungsbedingungen 
am Kapitalmarkt. Der tagesaktuelle Zins-
satz ist der KfW-Homepage zu entnehmen. 
Im Rahmen der Konsortialfinanzierungsva-
riante individuelle Kreditstrukturen mit 
einer Laufzeit von bis zu 6 Jahren. Die KfW 
übernimmt die Konditionen des Finanzie-
rungspartners. 
Programmbefristung 
Das KfW-Kreditprogramm ist gemäß befris-
tetem Krisenrahmen der Europäischen Kom- 
mission für staatliche Beihilfen („Tempo-
rary-Crisis-Framework“) bis zum 31.12.2022 
befristet. Weitere Infos zum Programm 
wird die KfW ab dem 9.5.2022 auf ihrer 
Homepage veröffentlichen. 
Hinweis: Beide Programme bedürfen der 
beihilferechtlichen Genehmigung durch 
die EU-Kommission. Diesbezüglich befin-
det sich die Bundesregierung in weit fort-
geschrittenen Beihilfengesprächen. 

 
 

Aktuelles: Steuerliche  
Identifikationsnummer für 
Geflüchtete aus der Ukraine 
 
Das Bundeszentralamt für Steuern hat Hin-
weise zur Vergabe der steuerlichen Identi-
fikationsnummer für Geflüchtete aus der 
Ukraine veröffentlicht. 
Hintergrund: Das Bundeszentralamt für 
Steuern (BZSt) ist für die Vergabe der steu-
erlichen Identifikationsnummer (IdNr) zu-
ständig. Jeder Person, die in der Bundes- 
republik Deutschland steuerpflichtig ist, 
wird eine IdNr zugeteilt. Die Vergabe einer 
IdNr sagt nichts über den aufenthalts-
rechtlichen Status einer Person oder die  
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übung gerecht werde und eine unkom- 
plizierte steuerliche Absetzbarkeit von Kos-
ten unabhängig vom Vorliegen eines abge-
trennten Arbeitszimmers gewährleiste. 
In ihrer Gegenäußerung stimmt die Bun-
desregierung einem Teil der Vorschläge zu, 
andere lehnt sie ab. Abgelehnt wird etwa, 
Arbeitsentgelte rückwirkend von Sozialbei-
trägen freizustellen und hieraus bereits ge-
zahlte Sozialversicherungsbeiträge zu er- 
statten. Das sei in der Sozialversicherung 
aus grundsätzlichen Erwägungen nicht 
möglich. 
Hinweis: Das Gesetz muss noch das wei-
tere Gesetzgebungsverfahren durchlaufen. 
 
Viertes Corona-Steuerhilfegesetz 
Die im Zuge der steuerlichen Corona-Hilfs-
maßnahmen eingeführte Homeoffice-Pau-
schale hat sich bewährt und soll dauerhaft 
etabliert werden. Diese Empfehlung gaben 
mehrere Sachverständige in einer öffentli-
chen Anhörung des Finanzausschusses des 
Bundestages zum „Vierten Corona-Steuer-
hilfegesetz“ (BT-Drucks. 20/1111) am 
9.5.2022 ab. 
Mit dem Gesetzentwurf soll unter anderem 
eine Steuerfreiheit von Sonderleistungen 
der Arbeitgeber in bestimmten Einrichtun-
gen (Corona-Prämie) bis zu einem Betrag 
von 3.000 Euro ermöglicht werden. Außer-
dem werden die Regelungen zur Homeof-
fice-Pauschale bis Ende Dezember 2022 
verlängert. Dazu wird ausgeführt, dass für 
Steuerpflichtige in der Corona-Pandemie 
mit der Pauschale eine einfache und unbü-
rokratische Möglichkeit bestehe, Aufwen-
dungen für die Arbeit in der Wohnung als 
Betriebsausgaben oder Werbungskosten 
(bis zu 600 Euro) abziehen zu können. Die 
verbesserten Möglichkeiten zur Inan-
spruchnahme der degressiven Abschrei-
bung, für die erweiterte Verlustverrech- 
nung, die Investitionsfristen für steuerliche 
Investitionsabzugsbeträge und Reinvestitio-
nen sowie die Frist zur Abgabe von Steuer-
erklärungen sollen verlängert werden. Der 
Entwurf sieht zudem eine Verlängerung 
der bis zum 31.12.2021 befristeten Steu-
erbefreiung der Zuschüsse des Arbeitge-
bers zum Kurzarbeitergeld und zum 
Saison-Kurzarbeitergeld um weitere sechs 
Monate vor. 

Corona: Schlussabrechnung  
Überbrückungshilfen 
Seit dem 5.5.2022 kann die Schlussabrech-
nung für die Überbrückungshilfen I-III 
sowie die November- und Dezemberhilfen 
(sog. Paket 1) durch prüfende Dritte einge-
reicht werden. Hierauf macht das Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Klima- 
schutz (BMWK) aufmerksam. 
Hintergrund: Anträge auf Überbrückungs-
hilfen sowie die November- und Dezember-
hilfen, die über prüfende Dritte eingereicht 
wurden, wurden häufig auf Basis von  
Umsatzprognosen und prognostizierten 
Kosten bewilligt. Auf Grundlage der tat-
sächlichen Umsatzzahlen und Fixkosten  
erfolgt eine Schlussabrechnung durch die 
prüfenden Dritten. Nach Prüfung durch die 
Bewilligungsstelle wird im Schlussbescheid 
eine endgültige Förderhöhe mitgeteilt. Das 
kann je nach gewählten Programmen zu 
einer Bestätigung der erhaltenen Mittel 
oder zu einer Nach- oder Rückzahlung füh-
ren. 
Hierzu führt das BMWK u. a. weiter aus: 
• Die Schlussabrechnung Überbrückungs-

hilfe I-III sowie November- und Dezem-
berhilfe (Paket 1) kann seit dem 5.5.2022 
eingereicht werden. 

• Fristende für Einreichung ist der 
31.12.2022. 

 
Die Schlussabrechnung ist zwingend durch 
einen prüfenden Dritten oder eine prü-
fende Dritte im Namen des Antragstellen-
den über das digitale Antragsportal ein- 
zureichen: 
Für Paket 1 ergibt sich die folgende Bear-
beitungsreihenfolge: 
• Überbrückungshilfe I 
• Novemberhilfe 
• Dezemberhilfe 
• Überbrückungshilfe II 
• Überbrückungshilfe III 
Nach Bearbeitung der einzelnen Schlussab-
rechnungen im Paket wird eine Übersicht 
der gewählten Beihilferegelungen und  
Inanspruchnahme diesbezüglicher Ober-
grenzen zur abschließenden Prüfung ange-
zeigt. 
Eine detaillierte Anleitung zu den einzelnen 
Schritten der Schlussabrechnung finden Sie 
im Leitfaden für prüfende Dritte (PDF, 3 MB). 

Erlaubnis zur Ausübung einer Erwerbstätig-
keit aus, sondern erfolgt ausschließlich  
aufgrund steuerrechtlicher Bestimmun-
gen. 
Das BZSt informiert in den Hinweisen über: 
• Steuerpflicht 
• Erstvergabe 
• Erneute Mitteilung der IdNr durch das 

BZSt 
• ELStAM (Elektronische Lohnsteuerab-

zugsmerkmale) 
• Kindergeld 
 
Hinweis: Die Hinweise zum Verfahren der 
Vergabe der IdNr für Geflüchtete aus der 
Ukraine sind in deutscher und ukrainischer 
Sprache auf der Homepage des BZSt abruf-
bar. 
 
Corona-Prämien sollen stets steuerfrei 
bleiben 
Der Bundesrat verlangt eine steuerfreie 
Auszahlung der sog. Corona-Prämie für 
Pflegeberufe auch dann, wenn diese Son-
derzahlungen nicht aufgrund von bundes- 
oder landesrechtlichen Regelungen ge-
währt werden. Auch eine von einem Ar-
beitgeber aus eigener Initiative gewährte 
Prämie müsse diesem Steuerprivileg unter-
fallen, heißt es in der Stellungnahme des 
Bundesrates zum Entwurf eines „Vierten 
Corona-Steuerhilfegesetzes” (BT-Drucks. 
20/1111), die von der Bundesregierung als 
Unterrichtung (BT-Drucks. 20/1646) vorge-
legt wurde. In ihrer Gegenäußerung 
stimmt die Bundesregierung einem Teil der 
Vorschläge zu, andere lehnt sie ab. 
Außerdem wird verlangt, die Homeoffice-
Pauschale statt um ein Jahr zu verlängern 
dem Grunde als auch der Höhe nach ins-
gesamt neu zu regeln. Auch nach der Co-
rona-Krise sei damit zu rechnen, dass 
vermehrt dazu übergegangen werde, Ar-
beiten am heimischen Arbeitsplatz durch-
zuführen. Mit der vermehrten Nutzung des 
Homeoffice könnten die Wege zur Tätig-
keitsstätte und zurück vermieden werden. 
Dem sei nicht nur aus umweltpolitischen 
Gründen, sondern im Hinblick auf die ge-
wonnene Zeit für die Familie auch steuer-
lich Rechnung zu tragen. Auf dieser Basis 
solle eine dauerhafte Neuregelung erfol-
gen, die den neuen Formen der Arbeitsaus-



Bundesrat: schärfere Strafen bei Steuer-
hinterziehung 
Die Bundesregierung lehnt den Entwurf 
des Bundesrates über ein Gesetz zur um-
fassenden Verfolgung der organisierten 
Steuerhinterziehung (BT-Drucks. 20/1518) 
in ihrer Stellungnahme ab. Sie werde bis 
Ende des Jahres 2022 einen eigenen Ge-
setzentwurf zur stärkeren Bekämpfung der 
organisierten Steuerkriminalität vorlegen. 
Hintergrund: Wie es in dem Gesetzentwurf 
des Bundesrates heißt, ist die organisierte 
bandenmäßige Steuerhinterziehung nach 
bisherigem Recht nur dann aufgrund der 
schwerwiegenden Tatbegehung mit einem 
regelmäßig erhöhten Strafmaß verbunden, 
wenn sie die Verkürzung oder Hinterzie-
hung von Umsatz- oder Verbrauchssteuern 
betrifft. Die organisierte Steuerhinterzie-
hung sei jedoch längst nicht mehr auf be-
stimmte Taten wie sog. Umsatzsteuer- 
karusselle und Verbrauchssteuerverkürzun-
gen durch Alkohol- und Zigarettenschmug-
gel beschränkt. Cum-Ex-Geschäfte und 
verwandte steuerrechtliche Fallgestaltun-
gen würden durch professionelle Marktteil-
nehmer wie internationale Investmentban- 
ken systematisch geplant und durchge-
führt. Die hochprofessionelle und konspi-
rative Zusammenarbeit der Tätergruppen 
erschwere die Aufklärung der Taten, wes-
halb die Zulässigkeit der Telekommunikati-
onsüberwachung ausgeweitet werden soll. 
Die bisherige Beschränkung auf Umsatz-
steuerdelikte soll entfallen. 
 
 
Einkommensteuer 
 
Virtuelle Währungen und sonstige Token 
Das BMF hat zu Einzelfragen zur ertrag-
steuerrechtlichen Behandlung von virtuel-
len Währungen und von sonstigen Token 
Stellung genommen (BMF, Schreiben v. 
10.5.2022 - Z IV C 1 - S 2256/19/10003 
:001). 
Das 24-seitige BMF-Schreiben behandelt 
verschiedene Krypto-Sachverhalte, die 
technisch erläutert und ertragsteuerrecht-
lich eingeordnet werden. Neben dem An- 
und Verkauf etwa von Bitcoin oder Ether 

betrifft dies insbesondere die Blockerstel-
lung (bei Bitcoin Mining genannt). 
Daneben beschäftigt sich das BMF-Schrei-
ben mit Staking, Lending, Hard Forks, Air-
drops, den ertragsteuerrechtlichen Beson- 
derheiten von Utility und Security Token 
sowie Token als Arbeitnehmereinkünfte. 
In dem Schreiben wird klargestellt, dass die 
Zehnjahresfrist des § 23 EStG bei virtuellen 
Währungen keine Anwendung findet. 
Damit ist bei Privatpersonen der Verkauf 
von erworbenen Bitcoin und Ether nach 
einem Jahr steuerfrei. Die Frist verlängert 
sich auch dann nicht auf zehn Jahre, wenn 
etwa Bitcoin zuvor für Lending genutzt 
wurden oder die Steuerpflichtigen bei-
spielsweise Ether einem anderen für dessen 
Blockerstellung als Stake zur Verfügung ge-
stellt haben. 
 
Haftung für Pauschale Lohnsteuer 
Die Nichtabführung einzubehaltender und 
anzumeldender Lohnsteuer zu den gesetz-
lichen Fälligkeitszeitpunkten begründet re-
gelmäßig eine zumindest grob fahrlässige 
Verletzung der Pflichten des Geschäftsfüh-
rers einer GmbH. Das gilt auch im Fall der 
nachträglichen Pauschalierung der Lohn-
steuer (BFH, Urteil v. 14.12.2021 - VII R 
32/20; veröffentlicht am 28.4.2022). Hin-
tergrund: Gem. § 69 Satz 1 i. V. mit § 34 
Abs. 1 AO haften die gesetzlichen Vertreter 
einer GmbH, soweit Ansprüche aus dem 
Steuerschuldverhältnis infolge vorsätzlicher 
oder grob fahrlässiger Verletzung der ihnen 
auferlegten Pflichten nicht oder nicht 
rechtzeitig festgesetzt oder erfüllt worden 
sind. Danach trifft den Geschäftsführer 
einer GmbH die Pflicht, für eine fristge-
rechte Anmeldung und Abführung der von 
der GmbH geschuldeten Lohnsteuer zu 
sorgen.  
 
Anspruch auf Akteneinsicht im Steuer-
verwaltungsverfahren 
Mit Urteil vom 18.3.2022 (Az. 7 K 11127/18) 
hat der 7. Senat des Niedersächsischen  
Finanzgerichts zu der Frage Stellung ge-
nommen, ob Steuerpflichtige einen An-
spruch auf Akteneinsicht im Verwal- 
tungsverfahren haben, ob Art. 15 der Da-
tenschutz-Grundverordnung (DSGVO) auf 
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direkte Steuern Anwendung findet und ob 
die Vorschrift einen gesonderten Anspruch 
auf Akteneinsicht umfasst. 
Die Kläger hatten für die Erstellung der 
Steuererklärung einen Steuerberater be-
auftragt und ihn zur Entgegennahme des 
Bescheides bevollmächtigt. Erst nach der 
Bestandskraft des Steuerbescheides haben 
die Kläger von dem Bescheid Kenntnis er-
langt. Den Erläuterungen in dem Bescheid 
konnten sie entnehmen, dass es Rückfra-
gen gegeben hatte, von denen sie eben-
falls keine Kenntnis hatten. Da der 
(nunmehr ehemalige) Steuerberater keine 
Auskunft gegeben hatte, beantragten sie 
beim Finanzamt Akteneinsicht, um die An-
gaben zu überprüfen und um ggf. Regress 
nehmen zu können. 
Dies lehnte das Finanzamt ab. Den Klägern 
fehle das notwendige berechtigtes Inte-
resse an der Akteneinsicht. Ein Anspruch 
würde sich auch nicht aus der DSGVO er-
geben. 
Der 7. Senat folgte dem Finanzamt nicht 
und gab den Klägern Recht. Das Finanzamt 
habe das Akteneinsichtsgesuch ermessens-
fehlerhaft abgelehnt. Anders als andere 
Verfahrensordnungen enthalte die Abga-
benordnung zwar kein normiertes Akten-
einsichtsrecht im Verwaltungsverfahren, 
dem Steuerpflichtigen stehe aber nach 
ständiger Rechtsprechung des Bundesfi-
nanzhofs ein Anspruch auf ermessensge-
rechte Entscheidung zu. Hierbei habe das 
Finanzamt die Belange des Steuerpflichti-
gen mit denen der Behörde abzuwägen.

Kopien und sonstige Reproduktionen dürfen nur mit 
Genehmigung des b.b.h. erstellt werden.

Webinartermine 95|22 
Grundsteuerreform 2022 

10.30 - 11.45 Uhr + 13.30 - 14.45 Uhr

Anmeldung über www.bbh-fortbildung.de

28.06.22 - Dienstag 

29.06.22 - Mittwoch 

30.06.22 - Donnerstag


